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L Alliierte Kommandantm- Berlin 

20.7.1949 Anordnung BK[O(48)180, Rückerstntmng 
‘ feststellbarer Vermögensgegenstände um 

Opfer der nationalsozialistischen Unter" 
‚

a 

221 drückxmgsmmnahmen 

Alliierte Kommandantur Berlin 
BK/O (49) 1m 
26. Jun 1949 

Betrm‘l: Rückommtmng feststellbnrm' Vel'mügonsgeg‘enstänüe 
1m Opfer flus- nmfiolmlsozimlstifichen Uuwrdrüdmmge— 
maßnahmen 

Um die Rückerstattung von Vemögensgegensumden an die 
Personen'zu regeln, denen diese Gegenstände In der Zeit 

vom 
30‘ Januar 1933 bis 8. Mai 1945 aus Gründen der Rasse, 

Religion, Nationalität oder politischen Überzeugung entzogen 
worden slnd, sowie in Verfolg der Anordnung BK/O (49) 26 
vom 16. Februar 1949 

ordnet die Alliierte Kommundantur Berlln wie folgi. an: 

L ABSCHNITT 
All gemeine Vors nhrü 6er,: 

A 1' t X k el 1 
Grundsätze 

1, Zweck dieser Anurdnung ist es, in möglichst großem Um» 
fange beschleunigt die Rückerstattung feststellbarer 

V'er— 

mögensgegensmndc (Sachen und Rechte) an xntürliche 
oder juristische Personen zu hewh’kep, dumm B in de? 

Zeli. vom 30. Januar 1933 bis zum 8. MM 10/15 (im folgen ‘ 

den als die „maßgubcnde Zelt“ bezeichnet) aus Günden 
der 1m) 5 Religion, Nationalität, der politischen Auf» 
ins ng oder der polnischen Gegnerschufl. gegen den 
mnnnlsoziuhsmus \mge1‘echtfertigt entzogen worden 
Rind. Vorbehaltlich der Vorschriften d Art. 2 A113. l: 

dieser Imm‘dnung sind solche Maßnahmen, (“6 wühreuü 
den Krieges nusschfleßllch mit Rücksicht auf die {€11d 
Halm Staatsangehörigkeit emer Person {getroffen werden 

‚ smd, nicht als Entziehung von Vermögenswerten um: 
Gründen der Nation' ex nmm'xehem

~

~

~

~ 
am FesLntellhnre Vermögensgegenutündo, die um; du“ Gründen 

das Abs. 1 umger ‘htfextlgl ‚entzogen werden sind, lzönmn . 

~~ 

. Diese Anordnung bezieht sich nicht auf Vermögen in“ 

nach den Vorachflften dieser ‚amrmung. nimmkverldngt 
werden. 

' ' - 

Vermögensgegenstände sind auch dann an ihren uraprüng 
nahen Inhaber oder dessen Rechtsnachfolger nach den 
Vorschriften dieser Anordnung zurückzuerstatte'n, wenn 
die Rechte andere: Personen, die von dem begangeneb’ 
Unrecht keine Kenntnis hatten, zurücktreten müssen Der 
Rückerstattung entgegenstehende gesetzliche Vorscnrlf 
ten zum Schutz g|1t<rmublger Erwerber bleiben außer 
Betracht, soweit nlcht in dieser Anordnung etwas anderes 
bestimmt ist. 
Im Sinne dieser Anordnung werden diejenigen, die einen 
Rückerstattuugsanspruch nur feststellbare Vermögen?! 
gegenstfiude geltend machen können. als ‚.Berechügte“, 
diejenigen, gegen am der Anspruch gerichtet ist, als 
„Rüclmrsmttungspfiichtlge", und Vermögensgegenstände, 
die Gegenstand des Rückm‘stuttungsauspruches Bei): 

können, als „entzogene Vermögensgegenstände" bä- 
zeichnet.

~ 

emem Gesamtwert am Tage der Übertragung von weniger 
als 1000 RNL

‘ 

11'. ABSCHNITT 
qgerguhflefligw. Entziehung; 

A r t i x; 2.1 .2

' 

'Voixmsuetzungeu ungerechtfertigter Enmlehung ~~ 
~~~ 
~~ ~~ ~~~

~ In. Sln liegst Anordnung gellen'Vermögensgegenstän'de 
als. ungemchtfurtig‘t cmtzcgeu, wenn der Berechtigten: 
2. nmßge‘bunden Zion dm; Eigentum, den Besitz, 'ehi 

nonstlges daran bestehendes. Recht oder eln darauf. b9— 
1.c! udes AnwaruchafLsrecht verlernt). hat; und der Ver 
lusL hmuhl ‚ 

E) nur einem gegen die guten Sitten Verstoßeuden 
oder. 

durch Dmhunf; oder durch Zwang veranlaßten oder" 
mH. eincr widerrechtlichgu Besitzentzlehung .v—' 
‘bundenuu R9ohtageschäff7 oder nur clner sonstigen. 
unerlaubten Hßndhmg, .„ 

-

‘

~
~ 

~~ ~

~ 

~~~~~ 

~~~~ 

~~~ 

~~~

~



~

~ 

4, \ .w 
.‚ 1 _ 

‚ 

4 „ „ 
MJa) ‚am eumm Staats; oder verwanungsakt‘ oder aüf dgm 

' wßbmuch staatlicher oder behördlicher Macht— 
bgtugnls oder ‘ 

' 
' 

‚ 
_ ~

_ 

0mm: Maßnahmen der NSDAP, Ih’r'e'r Gnade'mgen oder 
. 
pnggqchlossener Verbände, ' 

‘ “ ' '

. 

sofern das chtagedchlift. die Wegnahme oder die ponst 
„In Betracht_'konuneude Handlung eine Verfolgungamaß- 
nahm‘a iml Slnh 
solchen Verfolgungsmaßnahme ergab. 

2. Der_Rubkersmttungspfilchüge kann sich-nicht darauf be- 
rufen, dm}, geme Handlungsweise allein schon deshalb 
nicht rephtswldrlg" gewesen sei, well sie allgemeinen An- 

‘ schauuhgen entsprochen habe, (_lie eine Schlechtgrsteuung 
Einzelner 'w'egen‘ Ihrer'R'asde‚ Religion, Nationalität, ihrer 
pbntlschen Auffasgung oder ihrer politischen Gegner- 
achaft. gegen den Nationalsozialismus zlum; Inhalt hatten.’ 

A15 Staats- 'oder Verwaltungsakt Im Sinne des Abs.1b) 
gelten lnsbesonflere Beschlagnahme. Einziehung. Verfall

~~ ~ ~~~~ ~ ~ ~~ ~~
~~ ~~ 

. 

‚ sofistige Verfügung sowie Übertragurjg auf Grund einer 
‚ ‚Anm‘dmmg des Staates oder eine: seiner Beamten (ein- 

{ 

schließlich .eines Treuhänders) . 

„ 4. ‘Als Mlßbrauch der Staatsgewalt gelten lusheeondei‘e Ent- 
x 

‘ Scheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden, die 
zwar auf Grund lm allgemälnen zu Re'cht auwendbarer 

‚ 
Vorschriften," in diesem Fall aber muslchlleßllch oder var- 
Wiegend zum Zwecke der Bqnachtefllgung des Betrofifenen 

‘‚ lm Sinne des Art.1 ergangen sind; als Mjßbmuch der 
Staatsgewalt gut ferner die Erwirkung von Entscheidun- 
gen oder Vollstrecklmgsmaßnahmen unter Ausnutzung 
des Umstundes, dnß der Berecbflgte wegen seiner Rasse. 
Religion, Nationalität. seLuer politischen Auffassung oder 
seiner politischen Gegnerachatt gegen den National— 
sozialismus zur Wahrung seiner Rechte nicht imstande 
war. Dle Wiedergutmachuugsbehörden (Wiedergut- 
machungsamt. WIedergutmachungskammer, Kammer- 

\ gericht‘nnd „Board cf Revlew“) haben solche Entschu— 
dungeu und Verfügungen der Gerichte uder Verwaltungs- 
behörden als nichtig zu hphandeln ohne Rücksicht darauf, 
ob g'ägen sie eln Rechtämjttel gegeben oder die 'Wieder- 
aufnahme des Verfahrens zulässig 1st. 

‘ 5.'Slnd Vermögensgegenstände ’nls feindflches Vermöge 
‚ unter Verwaltung gestellt werden und hat der Verwalter, 

Pfleger oder sonstlge ‚Treuhänder darüber verfügt. an 

gilt diese Verfügung als ungerechtfertigte Entziehung, 
es sei dem), daß der Verwalter, Pfleger oder sonstige 
Treuhänder sie in ordnungsmäßlger Erfüllung seiner 
Aufgaben vorgenommen hat. 

'
‚ 

~~~~ 
~~ 

~ ~

~ 

~~ ~~ ~~ 
~ 

~~ ~~ 
~~~~ 

_ 

‚ 
A r t l l; e l 3 

’.„ Vermutung ungerechtfertigter Entziehung 
l. Zugunatan des Berechtigten Mrd vermutet, daß dle ful— 

gended in der maßgebenden Zeit abgeschlossenen Rechts- 
geschäfte ungerechtfertigte Eptziehungen im Sinne des 
Art‘ 2 sind: 
u) Veräußerung oder Aufgabe der Vermögensgegen- 

stände durch jemanden, der unmittelbar Verfolgungs- 
' maßnahmen 1m Sinne de‘s Art. 1 ausgesetzt war; 

b) Veräußerung oder Aufgabe der Vermögensgegen— 
stände durch jemanden, der zu einem Personenkreis 
gehörte, den in seiner Gesamtheit die deutachc Re- 

' glerung oder die NSDAP durch ihre Maßnahmen um] 
den Gründen des Arm. vom kulturellen und wlrt- 
Hchaftlldmn haben Deutschlamln muschließen bu' 
abnichtigte, 

2‘ .Weun kelue anderen Tatsachen eine ungewc 
Entziehung im Sinne den Art.2 beweisen oder 
solche Entziehung sprechen. so kann bei einer Vqräuße 
rung nach Abs.1m) (He Vermutung durch den Beweiu 
widerlegt werden, (lnß der Veräußerer einen angemesse— 
nen Kaufpreis erhaJten hat und daß er übel" ihn frei 'vm' 
fügen konnte; angemessen ist eln Geldbetrag, den eln 

Kauflustlger zu zahlen und ein Verlmufalusflger 21mm 
nehmen herelt wäre. wobei bel Geschitftslmtemclmxn11 
der Firmenwert herückslchtigt wird, den ein solvhefl 
Unternehmen In den Händen einem ‚P zunm Imttp, die Im! 

nen Verfolguugamaßuahmen Im nimm du) Am l '1a 
Werfen war. 

e dgg Artl darstellte oder am; aus einer:
'

~ 

' :" Kraft Gesangs oder durch Gerldhtsentscheld oder durch
" 

~~ 

~~~

~ 
’s. Bei Veräußerungen hu‘Rdhmäni an 

tikels._ weicht; in der \Ze'lt f vom ’ 

zum‚_8.Mal ‘19‘45 VOR-genommen wu 
sichtaun, Ä 1- ergebende ‚ ‚Verfilmung h 
Genüge de ‘Wledermltmachungskmmnen erhmchtb 
WMBQIA 7) widerlegt werden, am: dußer‘den In 
bezeichneten‚Voraussetzungen: ' -‘ 

‘ ’ 

a) ‘das Rechtsgeschäft seinem 'weaeiimcheu ‘1nhnlt 
auch ohne die Herrschaft die Naflonalaoziaü 
abgeschlossen worden wäre od/er ' 

_. -

' 

'b) der Erwerber: In _besondergr Weise uncit Wehe 
llchem Erfolg den Schutzuddr“-Vei-mögensinte 
des Berechtigten oder semea'Rechtqr'giinger'

k 

g'enomrfieu hat; z. B. durdh'Mltwirklmg bei .elncr V 
mögensübertragung ins Ausland. ' . 

~~ ~ ~~~~ 

. A r t't k e l 4 
Schenkungen ‚ 

Hat ein aus den Gründen des Artl Verfolgte!" elnem _an 
deren In der maßgebenden Zelt Vermögensgegenstände‘unenf 
gelblich überlasaen, so wird zugunsten des Berechtlgtegjer 
mutet, daß die Überlassung keine'Scbenkung Ist, sondern aus 
Treuhaudverhältnls-‚begründet hat. Dlese Vermutung gll

K 

nicht, sowelt nach den persönlichen Beziehungen zwlsghe 
dem überlassenden und dem Empfängei- elne'AnämndsädJän 
kung anzunehmen hat: ein Rückerstattungsanspruch 15; B. 

diesem Falle nicht gegeben. 
‘ 

.‚
' 

~~~
v 

A r t l k e l 5 
Treuhandverhältnlusa 

1. Die Vorschriften des I11. bis VII. Abschnittes dieser An‘ 
ordnung finden keine Anwendung auf Treuhandveiträge, 
die abgeschlossen werden sind, um einen aus den Grüß: 
den des Art. 1 drohenden oder emgetretenen Vermögen} 

‘ 

schaden abzuwenden oder zu mindern. . 

2. Verträge der In Abs.1‘bezelclmeten Art kann der Be- ‘ 

rechtigte jederzelt kündigen; die Kündigung wird anno 
Rücksicht auf entgegenstehende vertragliche uder gefietz- ‚ 

llche Bestimmungen mit ihrem Zugang wirksam. ’ 

3. Der Treuhänder kann slch nicht darauf berufen, daß der; 
Treuhandvertmg ein zur Zeit seines Abschlusses bestev 
hendes oder später eflassenes gesetzliches Verbot verletzt 
habe oder da13 ein gesetzliches uder sunsllges Formerfor- ‚ 

demla nlcht beachtet werden sel, sofern der Mangel der 
Form auf einer Handlung oder Maßnahme des natxgpal—w 
sozialistischen Systems oder auf die unter diesem System 
herrschenden Verhältnisse zurückzuführen Ist. 

'
‚

~ 
~ 

~~~ 

III. ABSCHNITT 
Allgnmulne Bestimmungen über die Rückerstattung 

A r t1 k e l 6 
Berechtigte 

Vorbehaltllch der Vorachrlften des Art. 9 können diejenigen, 
denen Vermögen ungerechtfertigt entzogen werden ist, Ode?

" 

Ihre Nachfolger im Recht den Rückerstattungsampruch gelg 
tßfld maphenA 

A r t 1 k el 7 _ 

Nachfolgurachuft von aufgelösten Vereinen 

n Put eine jurlstlache Pemnn nder ein nlchtrechtsfählger 
Verein aus G nden des Art. 1 aufgelöst oder zur Selbst: 
u‘uilösung gexwungen worden, so kann der Rückßrstatn 
Umgannspruch, der sonst dieser juristischen Person oder

' 

dem nichtl‘echmmhigeu Verein zugestanden hätte, wenn 
keine Auflösung stattgefunden hätte, seitens einer von der 
Militärregierung zu ernennendeu Treuhandgesellschaft 
geltend gemacht werden. Die nach deutschem Recht in' 
Berlin gegründeten oder in den verschiedenen Zonen zu- 1' 

gelassenen Treuhandgesellschaften oder lhre Rechtsnach“ 
fulgur können auf Zuerkennung des gleichen Statuu In den 
bezügllchen Sektoren in Berlin Antrag stellen un‘d Binär 
Vrn fügendeu n15 ‚Treuhandgesellschaft“ bezelchnet.

‘~ 
4. um bestimmungeu des Abs. 1 erstrecken sich nlcht Im! ;.— 

‘ .‚ un Awt. n kmzoiuhnetcn Dx‘gnniaationen.
"~



1!

~ 

. 

- 

. , ‚gemäß ‚d!!! nagen des xArtÜIO Q die Treuhandgesellflchnftn'lm ' 

äigafixven irgendeinen Aagoziiertep‘, desqen Aufenthaltsort um * 
ist, vertraten. ’ 

. . 
.

‚ 

‚ „ rukelo' W,
. ’I‘rauhmid aellsphaiten’ für upbeerbte Nachlässe 

' uild ulqht beanspruchte Vermöggnsgegen‘abfhde 
Eine bcler‘ mehrere'l‘reuhandgaqeuachaflen. wlq m Art.7 

gerührt, sind zu errichten; die die Aufgabe 
_ 

bep, Rück: 
4rstattungsa'nsptüme auf"Vermögenagegenstände geltend! 
zu,m‘aehen‚ 11m .dle kein Anspruch gestellt ist odeyjlüt 

keine Erben üorhandgnslnd. j. 
‘ 

_

1 

Dget’l‘reuhandgeaenschätten sollen entzogenes Vexjmögen simpruchem _ . 

.n) wenn keln Antmg.auf Rückerstattung gestellt Ist 
‚oder ‘ 

_ 

"
‚ 

b) wenn das Opfer der nationalsozialistischen Verfol- gugxgmaßnghmel; ohne Hinterlassung eines durch 
- letatwflugeVelffügung eingesetzten Erben oder emds ' erbbergchflgten 

: Ehegatten oder sonstigen Ver- wandten verstorbenjlat oder ‚stirbt. ' 

e. mllt'äi’regierungen der‘ vexjschledenen Sektoren er— gmsen Ausführung‘svui‘schzjlften über _dle Errichtung der Treuhahdgesellachaften. deren Rechte und Pflichten und über die Personengruppen, auf 'deren Vermögen die ein- elnen Gesellschaften Anspruch erheben können. 
A r t1 k e I 10 

n Besondere Rechte der Treuhandgesellschntteu 
4 Ehe nach Art.7 und 9 errichtete Treuhandgesellschaft kann, wenn Innerhalb von sechs -Monaten nach dem In— 
»_ krafttreten‘dleser Anordugng hinsichtlich eines entzoge> nen Vermögensgegensumdds ‘ kein Rückerstattungen- apruch angemeldet wird, diesen anmelden und alle zur Sicherstellung des Vermögensgegönatandes erforderlichen -Ma.ßna.hmen beantragen. '

‚ 

Sofern nicht der Berechtigte oder sein Nachfolger selbst 
Ebis zum 30.Juni 1950 den Anspmch anmeldet, tritt die 
Tieuhandgesellschatt mit der Anmeldung des Anspruchs durch sie In die Rechtsstellung und die Rechte des Vet- 
folgten als aeLna Rechtsnachfolgerm ‚ein.

. 

.bsAl und 2 finden keine Anwendung. soweit der Ver- 
k 

folgte oder sein Rechtsnachfolger In der Zelt vom 8. M21 418451115 30A Juul 1950 schriftlich und ausdrücklich gegen- ‚ über däm RUckerstnttungspfilchflgen, der zuständigen Wiedergutmachungsbehörde oder dem Treuhänder der Mexikanisch“, Britischen und Fra 'iacheu Militäh Teglen’mg für zwanguübertrageuä Vermögen, Berlin W30, ‘ (lmberger Straße 53/55 (im folgenden ‚‘‚Treuhiluder" 
ehannt) auf seinen Rechtsanspruch verzichtet hat, 

A r t1 k e] 1.1 
Auskunfmpflicht von Rechtsnachfolgern 

Au! Anordnung der zuständigen Wiedergutmachungs- ‘behörde hat der Berechtigte, der einen Rückerstattungs- ' Einspruch als unmittelbarer oder mittelbarer Rechtsnach- folger desjenigen geltgnd macht, dem Vermögensgegen— 
stände üngerechtfertlgt entzogen werden slnd, der Wie- 
’dergutmachungsbehörde den Namen und die letzte be< 
kipnte Anschrift seines Rechtsvorgängem mitzutellen 
oderL falls ihm diese unbekannt sind, darüber eine 61d" Höhe Versicherung abzugeben. 
Auf Anordnung hat jede 'I‘reuhandgesellschait hlusacht- ' 

an eines jede'n von Ihr auf Grund dieser Anordnung er» 

„qmmflmwnw„.‚mrrm ‚mm ‘ ‚ mxwmw 

. 
« 

‚ F 1;} . 

A Rechtsmmuas' deir manche: 
7 

> Rucmägattungsans c9 
5“,” “NEWS 

eine Rucqsßattupg nQrdnün'z. ms: der Rechte dgs Berechflflen, 

A um; 
y ‘ 

tlwelaer 411.31)?t
. '1. Der Berechtigte kann unter Veml'c 

Anspruchs aus dieser Anordnung von _om’
‚ des eutzagmanl Vermögeüa.’ den ’Unterdchlflil zwischen dem dem Berechflgtan' gezahl ‘ 

dem bei Abschluj} des Bechtageachäf 
galt im Sinne 'des‘ 

entsprechende ‘Aniivenduzgg. - <‘ 

. DerAnspruch aus Abs. l besteht nlch '

. a) wenn der Vermögengge'genstand ‘dan Buechflxtß! rechtslu-äftlg wigider zuerkannt ist? 
; ‚ b) wenn eine Sachentacheldung der Wiedergutma knmmer ergangen ist, "

„ c) wenn sich de: Bärechnta mlt dem Rücken)“,
. pmchugen übar den gückemtattung’eanepmch 

‘ einlgt hat. ‘ ‘- 
'

.

3 

IV. ABSCIMTT
. 

Begrenzung der Büpkanuttung 
Artikel '15"

' 

Enteignung . . 
„ Entzogene Vermögensgegenstände, die nach der.‘flützl hung‘fllr einen öffentlichen Zweck antelg-net oder ein" Unternehmen; für dessen Zwecke eine solchn Entei' stattfinden könnte. verkauft oder zugeWendet‘word pi: unterliegen der Rückerstattung nicht. wann ‚sie ‚Im 2c punkt des Inkrafttreten dieser Anordnung em'em mm, ‚

' 

nahen noch als gegetzmäßlg anerlmnnteu Zweflt'dfien 
Ä Unterliegen Vermögensgegenstände nach Abb. 1 919k: 

‚ Rückerstattung,“ so muQ‘ der jetzige Inhabei‘ den 
tigten in dem Umfange antachädlgm. ln‘dem 
sprüche des Berechtigten auf Gi'und deai „V. Ab 
dieser Anordnung nicht" zu einer augamessmmj dlgung “Ihren. ‘ 

A r t l k e l 16 
Schutz des ordnungsmäßlgen und üblichen Gesamtsvor 

Vorbehaltlich der Vorschriften danArt. 17' ’ 

liegen nicht der Rückerstattung bewegliche 5mm Eigentümer oder sein Rechtevprgänger 1m. wgge‘ mäßigen ‚Geschäftsverkehrg ‚aus einem einacmtigi nehmen erworben hat. Dias gilt jedoch mcht 
die rellglöäe Bedeutung haben; es" gut ferner 
Privatbesitz stammendq Gegenstände von 
lerlscheh wissenschaftfichän Ode .gel‘ühlsmAB 
für Geggnatände, die 1m ‘We'gga der Vemtä! 
fr'elhäpdlgen Verkaufs h; ‘elnem Unterugiunen’ den slnd,‘ das sich in der Imüptauuhe im

_ ungerechtfertigt entzogencr Vermögensgegam‘i mi



~ ~ .‚'‚x-vltll_u'l- 1‘7’
‚ 

e19 Idegütat Lia‘ch'noch feststellbare: Geld unzeruegtbda‘r. 
kersmttung nur. wenn der Rückerstattungspfllchtlge oder 

einer Rechtavprgänger Wußte oder den Umständen nach 
eh du m‘ußte, daß'qä dem‘Bepechtigten ungerechtfeytlm 

e? g-eix werden 'var.
~ 

' l 

Artikel, 18’ 
_ 

4 
Inhaberpapierat ‘ 

"Ordnungsmäßigem Geschättaverkehr erworbene In- 
hab i'papiql‘e geltgn Äüorbehaltnch der Vorschriften des 
Ab "3 (119s Artikels als gutgläubig erworben. ‚ 

„D „Vorschriften des Absatzes 1 finden auch Anwendung 
auf Anteilsrechte an Inhaberpapieren, die sich m Sam- 
melvemahrung befinden.‘ 
mhabsrpapiere sowie Anteilsrechte an solchen unterliegen 

‚ ‘jedoch der Rückerstattung nach dieser Anordnung, wenn 
'sle zur Zelt der ungerechtfertigten'Eptzlehung darstellten: 
j) eine Beteiligung an Unternehmen mit geringer Ge- 

_aellschufterzahl‚ z. B. Famlllepgesellschaften, 
neln‘eBetelugung an Unternehmen, deren Anteile 1m 
allgemeinen Geschäftsverkehr nicht gehandelt wurden, 
eine. maßgeblicha Betelllgung- an Unternehmen, vqn 
denen es allgemein oder jn Geschäftskralsen bekannt 
war. daß eine maßgebliche Beteiligung an ihnen in 
der Hand von Personal: war, die zu' einem der in 
Art‘ 3 Abs. 1 b bezeichneten Personenkrelse gehörten, 

‘ 
' 

d) eine maßgebliche Beteiligung an Gewerbebetrieben, 
’ die auf Grund der drittenAVerordnung zum Reichs- 

burgergesetn vom 14‘Jum 19 8 (RGBIJ S.627) in 
‘ 

_eln Verlzeichnia eingetragen w {den waren. 
‚‘Elne Bet'emgung gilt als maßgdablich, wenn sie für sich 
allen; oder auf Grund eines gegenseitigen Interessenab- 
.kommens. das vur oder bei der ungerechtfertigten Ent- 

’ giehung bestand, ebnen entscheidenden Elnfiuß auf die 
Geschäftsführung des Unternehmens ermöglichte. 

’ 
‘ A r t i k e l 19' 

Rüpkerstattung bel Veränderung der rechtlichen oder 
finanziellen Verfassung eines Unternehmens 

Ist In der maßgebenden Zelt eine Beteiligung der in Art 18 
„Abs.3 bezeichneten Art ungerebhtfertigt entzogen und das 
“Unternehmen selbst aufgelöst oder mit einem anderen'Unter— 
nehmen verschmolzen oder In ein anderes Unternehmen um» 
gewandelt oder sonstwie in selner rechtlichen oder finan— 
:iiellen Verfassung verändert oder ist sein Vermögen ganz 

\ 'oder teilweise auf ein ‚anderes Unternehmen übertragen wor- 
den, so kann der Berechtigte beanspruchen, daß er an dem 
'verjinderten nder neugestalteten Unternehmen oder dem 
”Unternehmen, das das Vermögen des ursprünglichen Unter- 
nehmens ganz oder teilweise übamemmen hat, in einer ange— 
maaaeban Weise beteiligt wird, die, soweit möglich. aelne ur- 
Spiurngnuhe Beteiligung und die aus ihr fileßenden'Rechte 

_ 
‚Wiede‘rherstgllt. 

~~
~

~

~ 

in
~ 

'ci ~ 

A r t l k el 20 
> 

Durchführung der Grundsätze des Artikels 19 ‚ 

‚ BeL der Entscheidung über die Maßnahmen, dXe erforderlich 
lind zweckmäßig sind, um die dem Berechtigten auf Grund 
des Art‘ 19 zustehenden Ansprüche durchzusetzen, kann die 
'Wl'ederg‘lltmachungslmmufer die Einziehung oder Neuausgabe 

- oder: den Austausch van Aktien, Anteilseheinen, Zwischen- 
Hcheinm oder sonstigen Beteiliguugspapleren, eine Beteiligung 
des Berechtigten an dem In A1141!) erwähnten umgestalteteu 
Unternehmen, süwia (He Vornahme der ".Lll' Durchs, zum; dsr 
Ansprüche rechtlich notwendigen Maßnahmen anordnen. 

” Diese Anbrdnungen sind gmndaätzlicb zu Lasten derjenigen 
durchzuführen, die nach dieser Anordnung rückerstattunga- 
pfifidhtig sind. Zu Lasten sonatiger AutailsberechtigLer sind 
diese Anordnungen nur insoweit zulässig, als die Antens- 

‚ berechtigten 'aus der ungerechtfertigten Entziehung in Ver- 
bindüug mit dem In Art.19 bezeichneten Sachverhalt mlttel— 
knr oder unmittelbar Nutzen gezogen haben oder als das 

‚Unternehmen pelbst auf Grund dieser Anordnung oder der 
Vox‘ächrlften des Bürgerlichen Gesetzbuches nur RückerstaL- 

' tung oder zum Schadensersatz verpflichtet im, lnnbcsondcro 

supei‘lor ).

~ 

_auch ein Handeln seiner Organe Zu vernahm Nr.1: nonpnmlecxt 

~~~~ ~ ~~ 
~~~~~ 

‘ ‘ 

r Sonstigevnt Wenig, 
„Die Vorschrlit x} den A'rt. 19 und 20 ‘fln 
Anwendung. wenn elne Einzelfirma„aj 

' ‘ 

„Offenen Handelsggsellschäfl odgr Komn'ia'l; t' 

persönliche Beteuigung ‚anieiner mnfx , 
' Aktien, der Amen an. einer Gasgmehm mit 
Haftung oder an elfipr Genpgsanschafi dual-Apfel! 
rechtlicher Art ungerecptfex; gt entzogen wunde
~ Anm}! 22 

. 

‚_ 
‚ Zustellung 

Sowielt Lu den Fällen der Art, '19 hls 21 eine-zahm 
mbakamtä oder „an solche Personen, deren "gege 
Anschrift nicht bekannt ist, notwendig ist, Mrd (1125 
(Sämtliche Zustellung nach Art. 55, Abs.2, 'heekt' 

Artikel 28 ‘- 

. 

Ersatzlelstung statt Rückerstatßung „ ‚ 
x. 

1. Ist ein entzogener Vermögensgegenstand nach dqr ‚unge— 
rechtfertigten Entziehung wesentlich veräildert und efn 
Wert dadurch erheblich gesteigert werden1 sa kann die 
Wladergütmadhungskammär an Stelle der Rßcäke'm 'th‘ 

tung eine angemessene Ersatzlglatuhg anordnen. a 
hat‘die Wiedergutmachungskammef den" Wert des Geg‘ 
stande! zur Zeit. dgr ungerechtfehigten'mntziehuhgflo 
die Rechte und Interessen der Beteiügten‘zu be'xüdkalbh“ 
flgen. Der Berechtigte kann jedoch die Emraumq 
eines angemessenen Anteils an dem Gegenstand behu- 
spruchen, es Bei denn, daß der Rückerstattungspfllchflge 
sich zur Ersatzlelstung durch Übertragung ähnlich” 
gleichwertiger Vermögensgegenstände erbletet. . 

2.. Hat der Rückerstattungspflichtige- mit dem entzogeglet} 
Vermögensgegenstand eine andere Sache als weslentllch'efi 
Bestandteil verbundeni so känn er diese, soferndle Ahi 
trennung möglich Ist, abtrennen unfl für sich behalten“ 
In diesem Falle hat er den gptzogenen Vexjmögensgeg'gyn 
stand auf eigene Kosten wleder in den früheren'Zustand 
zu versetzen. Erlangt der Berechtigte den Be‘sltz „der 
verbundenen Gegenstände, so muß er did Abtrennung 
dulden; er kann diese jedoch verwe‘gern, bis Ihm für den 
durch die Abtrennung möglicherweise entstehenden 
Schaden Sicherheit gelelstet wird, 

3‘ Bei der Entscheidung, ab ein Vermögensgegenstand eine 
.. Wertsteigerung im Sinne das Abs, 1 erfahren hat, ist nur 

die Wertsteigerung zu berücksichtlgen, für die der Rück- 
erstattungspmchtlge nach dieser Anordnung'Ersntz verd 
langen kann. 

' ' -

~~ ~~~ 
~ ~~~

~ ~~ 
~~ 

~~~~ ~~~ 
~~~

~~ 
~~~ ~~ ~~ ~~ ~~ ~~ ~~~ ~~~ ~~~ ~ ~

~ 
~~ 

Artikel 24 _ 

Rückerstattung eines Inbegriff; von Gegenständen. 
Ein Berechtigter kann die Rückerstattung einzelner Ver- 

mögensgegenstände aus einem ungerechtfertigt entzogepe}: 
Inbegrifi von Gegenständen nicht verlangen, Wenn defin— 
begrifi als Ganzes zurückerstattet werden kann und um Bä- 
schränkung der Rückerstattung auf einzelne Gpgenständergu 
einer unbilllgeu Schädlgung des Rückerstattungspfllchügen 
oder der Gläubigep führen würde. * . 

A 1' t 1 k e l 25 
Schuldnerschutz 

Ist elne Forderung ungerechtfertigt entzogen werden, so 
kann der Schuldner so lauge mit befreiender Wirkung an den 
Rückerstattungspfllchügeu Zahlung leisten. bis Ihm ‘die Au- 
melclung‘ den Riickersmttungsanspruchs bekanntgegeben wird 
Das gleiche gilt. für denjenigen, der hls zur Eintragung eines 
Hüc]cel‘stattungsvermel'ks oder eines Widerspruchs gegen die 
Richtigkeit des Grundbuchs an einen im Grundbuch als For— 
derungshel‘echtig'ten eingetragenen RüCkerstnttungspflichtigen 
Zahlung leisten.

~ 

V. AESCHNTIT 
Ersatz“ und Nebennnsprüche 

A r t l k e l 26 
Ersatz 

' inhaber der entzöguuen Vermöganägegen» 
ukerstattungspmchtlg sein wurde. wenn „er 
älu, Im um Vbrlungeu des Berechug‘gen

~



642 Gesetz. um! Verordnungsblntt für Berlin |0. J: hrgung Nr. 63 27. Novembnr 1.954 

Alliinrte Kommandatura Berlin 
BK/O (54) 15 : Z. Hmsichtlich dar untcr Absatz 1 fallenden Ans ru 
15. November „54‘ gelten die Rcclnsvorschriftcn zur Rückerstattunnp {Che 

siulllmx‘cr VkI’mögunsgugLnstiindu in Berlin als (lnfiin 
est. 

iindurt, duß die in Absatz 1 fustgusetzlu Frist in [1e 
ge— 

Bctrm‘t: Rüvkvrstaltungaxumpl'üvlw gegen dm:
~

~ 
Douluche R03 l. ‘s:prochnnrlcn ‘v‘orschrifh'n 2m Sttlle drgr ul'sprünghä‘eg}; 

‚ m , ‘ 4 
Idic Anldung von .L\nsprüchen vor<'<’:;ulwnnn ‘ 

An den Huuu Euglu uduu 1;.Lll'gu1'mßlstßl' V011 50"“! 5 (130, Juni 1950) oder einer clängm‘un; derselben Igrriltit 

‘ . ‚ ‚ 
‚ . ‘ 

z E‘mu Trculmnclc’uscllschnft tritt n'mht in div R‘ 1 t„. 
D1 1“.)1 zxcL an w r: ret .nz‘ . 

A‘ ' . LvCJnSLo 
e Am L” wmm n 1th“ B 11 n “du L m n‘g: l "n 21‘ dm R; um (los AntngsLullors hinsichtlich (10:1n 

s‘n‘üche ein, 1 r wclchc ein gültigcr Anta von dem Ver- 
folgtlrn oder sv‘uugm Rcchtsnnchfolggwr Lingu'cicht wurde

-

~ 
ARTIIU‘L 1 

Dar x‘telgtmde Abr L7, wird I". mzuit ArLikcl 27 dm: BK/O 
(49) 1:0' ) hinzucLigL:

~~ ARTIKEL 3 

„3. Sind Vu'mögonsg‘cgcpr'LüDdc, die Vurlomngcgangun‘l ‘yvurdo eln Anspruch gumim Axtlkol 27 Abs. 3 dur Rück— 
sintl, durch das Dmt clm ' wich innerhalb d’r in, u ' Lttungsunorcln "W zum vinmn frühurun Zciunkt nuge. 
Ar kcl 4 der Bm‘linuv VurIuSSn von 1950 fest-l muldet und nachträglich uhgvlefint odm‘ vm' Inkrafttreten 
gulu'gttn Grcuzm, n} m auß'rhulb du" GcbivLm der: divsur Anordnung zu‘ so lrxmu dnzr B 'uchtlgtc 
jL'lrxigL'n ‘Ncstsvktol'm von 'lin n cn wo u, zuscn Anspruch er mktm- der m gilt die Eutzichung m; innerhalb d x Gultungsa ‘v "l‘gutnmchun LIH‘-tin_ 

bcmichs (Husar Anordnung vorgcnom" V, wenn die ..uthcx'-Stmßc GI» .s zum ”ultima 
‚.„Pn‘sonen, denen die Vor: 1b 'rnsg;e;.;>.n (man; entzogen. mnchcn. Der Arm" ' ist \OD dum Dinuum dem vän ihm 

‚r 
‚lwul'dun, oder dcl'un Ruchtsnuchi’olgu' zu irgcudcimm zu bustimmundcn W 14 rgutmuchun; um: Mazmwisen, 
Zuitp: 11;: wilhrund der nach Absatz 1 d1 .-. Artl 
(In er Anordnung maßga-bendun Zuit in dem G 

~~ ~ ~
~ 

~~~ ~ 

~ ~ 
~

~ 

~
~ 

~~ 
~~ 

~ ~ ~ ~~ 
~ ~ ~ 

~

~ ~ ~ ~~
~ ARTIKEL 4: 

mt, dem ein Antrag gemäß 
J,dnun;; V üwinsun wird, ist 
zum; w 1': 1‘: hende Vor- 

owuit lminc An- 

du- jutzigcu Westscktorcn von Berlin oder inne mlb‘ Das W'ioc'lcl‘gutmvchunr's 
~~

~

~ des Gultungsbcrcichg acs Grundgcsuss einen Vohn—1 
hitz oder dauernden Aufenthalt oder vinx) „‘JSChi‘jtl‘lchm 
Hauptniederlassung hatten." 

\I' kcl 2 oder 3 du 4L 

| 

diesen Anspruch ‚'mut 

; 
.ch ten der BK/O (50) s; 

1 

wcndung.
l

~ ~~~ 
~~~ 
~~ 

~~~~

~ 

~ ~‚ ~ 
ARTIKEL 2 ART} 

1. Anträge auf Rückerstattunjn die sich auf Ansprüclm' Diese Anordnung tritt mit 
gemäß Artikel Z7 Abs.3 der Rückerstattungmnordnung 195.1 in Kl'ait.

u 

beziehen und nicht bereits früher von dem Verfolgton 

‚‘rkung vom 15.Nuvumber

~ 
oder seinem Rechtsnachfolger gestellt wurden, sind bis Für die Alliierte Kt: ItLll'H. Eurlin 
zum 15. November 1955 bei dem Zentrulamnclclcamt, J‚ E - n 1‘4 

Berlin W 30, Nürnbux‘ger Straße 53455, einzureichen. Die 
Anträge sind vom Zentralnmncldnam: d Direktor dem _ 7 M 
Wiedm‘gutmachungsi'untcr zu übermitteln, dfir sie den von; ) VOBL 1M) 1 b, 221. 
ihm zu hostimmcndcn Ämtern zuweist. ‘ ) V0}; 19501 S. 4 '‚_ 

Vol'sitzluhrenukrr Suknrtür~~
~ ~ ~~ 

Bericlxtif‘ung Gutruidcgusetzes gnätützt, Die Präambel der Verordnung 

w Y 
ä 

_„ 
wird daher wie folgt gefallt: 

r . 

der innig-L“ ‘(m'oxdmmg zur Änderung .der „Auf Grund des ä 3 Abs.1 Nr.1, 3 und ‘L das Getreide- 
qtcn Durch;uhnmgsvcx'm'dnung' mum Getl‘cxdcgenctz ‘ ge Izzes in der Fusgung vom 21. November 1951 

(BGBLI S.202/GVDL S, 46‘0- (Bundcsgesetrcbll S. 900) wird mit Zustimmung des 
u: 

‘ Bundesrates verordnet. . 

m der Verordnung ist um Ern ächtiguugsgrundlagc cig— gpfli“, den 11A November 195.1, 
lich ä 3 Abs.1 Nl'J. dm Geti'mdugusetzcs in der Fassung 
vum 24, November 1951 (BGBLI 53,900) ungcfülut. Die1 
Verox‘dnung ist jedoch auf g .5 Abs.1 Nr‚1, 2 und 4 den" D12 Eich

~ ~
~

~ Dur SL-n'Ltor für W'irtwchmt un-J '3 nELhrung 

VERLAGSM[T’Y'RILUWEG~ 

Vnmnögrnsteuer—Zäichtlinien 
f'jr die Vorm[ign-nstcuor—Huuptvurnnlagung 1953 vom 21. Suptumbm' 1954 g 

veröffentlicht im SLcuu‘— und Zollhhxtt für Bu'lin Nr. 69 vom S. Scumbur 1051 i 

U111 ~ 2215780 St‘lh‘fl ‘ Einzvlpl‘ ~ ’RLIN W 30 . PASSAUER 1;”1‘ « TELEFON 240671 ‚ ~ ~ 
* W‘n'l‘ü“ {Iir J! ‚

l Z ”cmmf 
r Straße ‘ ~~ 2! '06 TL 

t—lh‘rlm und in (L r BHI’LLIu'rnpulflt1-, DA ‘Vtujchlllllll. 
n; Umznlhvl’ln nur r» im Verlag“, 

LÜUCIZCCM. i’lrlin S0113, Kühlülrl‘cr Strdlt 417743. 5113223. 11. ‚j; 7|]

F

’ 

10. 
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von 
Mm 

öffe 
dur



| 
gl ‚ 

matgves odep „ 
sprach en der-Ihhabek "de ‘rruner Inhaber der " 

eptzogneu.Vermögenagegenstänyle furdareq erluat, Be- ' 

gung oder Wexjtmlnqerupg e b‘en hat; 
' 

. “ 

7' __ . _ 

mrjögllch‘iett, dl’e gegen» 
lgq Identtßät festzustellepp er eflqktlire Rückstätat'» 

Ag.nlcht‚durchführhur_1st;'91h ehemaligen Besitze: 
‘n Vermögen'sizegenjstände gemäß 

' allgemglnen'Re- 
eln über Verantwortung fürgemneis Utrecht Schmaus- 
jrs tzpfllchtlg. In solchen Fällen findet der Art. 27. 

> 
_2;A1_1w_endun'g. ‘ 

’ ‘. 
‘ 

> 

'

. 

‘ 

_l'luq‘gerechtfertlgter Entziehung, eine: geschäftlichen 
Ugternahxnens "ex-‚streckt 51t ‚der ’ Rückersimttunizs— 
an ruch auch au: die nach dq!‘ Entziehunz für das ‚ 

.. 

Unternehmen beschnitten Vembwenäfieqehstpde. falls ‘ 1129:3.t worden, ‚
„ 

ntbhp der Rückerstatt'mzsbfllchtlge nachweiqt, daß zur ‚ 
steigenflm MM Drittenü 

Neubeschm’unq keine Mittel des Untemehmens verWen- > rühren. ‚für .dlä glär ‘RuckersmttupgajafllchUg 

aßtworden glnd. sind die n'eubeschafften Gegenstände mit „ 
A1127 jErsatz 'nlcht verlängen kann: löst 

Mitteln dea'p‘ntemehmens _erWorben werden eo am: eine nicht der „ertgdqq Vev‘n‘x ‚qnfigezehsmn e‘s
‚ 

_ 
dadurch eingetretene Werterhlfihunu: des Unternehmens ' Rückerstattung ’dutch ‚ 16"Aufwendunggn ’ 

als Nutzunz im Sinne" des Ant. 28. Dles gilt entsprechend ‘ Sprechern! erhöht Ist. . 
‚ „ 

. ‚ ‚ . 

7 E311 Inbegriff VW. Vermflvensvegpnstäu- 3 Rechte, die für den Berechtigten oder {lahm . 

‘ 

den. Soweit für die Besnhaflumz keine Mittel des Unter- vorgängär an dem entzogähen Vemögemgegedat 
nohmeus verwänflet Wurden alnd‚'lst der Rückerrmttunva- _ läßllch der Entziehung begründet worden am 
pflichtlggzur Abtrennung; nach Amga Abs.2 mit der ohne Ruckslcht‘auf die Belestun'zs’n‘enzä bestähg‘n 

Maß‘abe beinvt, daß der_ Bgrechtlgte die Vemöeena— „ ergtattunqsans'prüche des Berechtigten Wegen d 

FENÜSÜHÖS übernehmen kann wenn anderenfalm der ’ gerechtfetflgten Edtlzlehung dles‘er Rechte b1 

Betrieb des Unternehmen: ernstlich beeinträchtigt wer- berührt, ‚. 
* ' *- 

r

‘ 

en- wflrdg. ’ 
' Rechte, die Aufl-der" Abgeltung der Hauazinsvte’üe 

‚ _- 
' 

‚ 
« Artikel 27 ruhnd, mit Ausnalime des Rechts auf ruc‘wumdlge 

' Rückersmttunzsbedingungan stungem bleiben ohne Rücksicht auf dla Belastufigä 

Der Rüclzerstättunqspfllcbtlga kann für eine Hält dem bestehen. ‚ . 

age der ursprünglichen Übertmizung eingetretene Wert- 
> Ai- t 1k el 31 

erhöhung‘ der entzogenen Vermögensgegenstände keluen 
‚ ‚ . Übergang von Rechten 

Ersatz beanspruchen. Für Kapitalnhiwendungen kann er 
„ . ‚ _ 

rsatz. nur Insoweit beanspruchen, als die durch sie her- sind Grundstücke durch Rechtsgeschäftg._ Gesetz 

heigeführte Werterhöhunz zur Zeit der Rückerstattung 
amatuche Hoheitsakte, die im Sinne dieser Anordnun 

der Gegenstände noch vorhanden ist. 
mgerechtfertlgte Entziehung darstellen. belasget wurdemn 

Sind die entzogenen Gegenstände} verlorenqezangen. 
be> Es?!“ die Rechte 5.“ solchen Belastungen auf den 

B’T‘?" 

achädlqt oder In ihrem Weit vermmdei‘t worden, so ist 45‘“ über; _bM Ermittlung der Belastungsgrenze am
’ 

Eder Rückerstattunzspflichflge achadensersatzpfllchtlg. 
So' nicht zu berücksichtigen. ‚ 

’ 
' 

‘ 

‘ 

>

' 

'fem er nicht-nachweist, daß der Verlust, die Beschäd‘— ‚ Artikel 32 
1' 'gune'odett die Wertminderunq nicht auf seinem Ver- ‘ 

„achvvhen hemmt. Die Ansurflnh‘e des Berechügtßn aus . 

Schuldübermte 
‘

' 

‘ 

4 . War der Berechtigte ‘oder sein Rechtsvorgäugerl v 
A1116, Abs. 2, bleiben unberührt. 

‘ 

‚ 
» 

ungerechtferugtenmntzlehung_elne‘sGrundsLückes persö lieb 
Artikel 28 ' 

‚ 

Schuldner elner Forderung, für die an gem Grundatü 
Nutzungen 

‘ 

‚ 
Hypothek, Grundschuld oder ’Rentenschuld bestellt 

‚Der Berechtigte hat Anspruch au; den Relnexuag der war, 5° hat der Berechtigte b3! der Rückerstattung 1’ 

Nutzungen, die der Rückerstattungspmchtlge und seine 
Rönllche Schuld (nacweit. zu übernehmen, 515 die HYE 

Rechtsvorgänger seit der' uraprüngllchen Uhertmgun’g Grundschuld oder Rentenschuld nach d_en vorstehenden 

aus den entzogenefi Vermögensgegexisbfinden gezogen äphrlften bastehen wenn. D35 gleiche_ KIR für Vetblqdu 

'haben oder hätten ziehbn können, wenn sle das Vermö 
teu, bei denen der Rückersmttungspmchuge Befygiun 

ein nach den Regeln einer ordnunzamäßlzäh etschafl 
ä257 BGB verlangen kann. D“ gleiche gilt femer f 

‚ 

’ w lt t ä t . B - Ermittlun des Relnertxa es slnd blnduchkeltem die nach ArLSQ Abs.1 Satz 2 beste e 

' 
ver a e h t en ex g_ q md an Stelle von Verbindlichkeiten getreten 51116,]?e 

' '-z1| berücksichuzen die von dem Rückerstattunqspfllchti- „ . ‘ 

gen und seinen Rechtsvorgängem für die ordnungsmußlge geädäggäaoder 551“ RAwhtavorgaugeIx- perSÖDsher Schi 
' ‚e s r. 

_ ‚ 

Instandhaltunt des entzogenen Vermöeaus aufgewandteu 
‚Beträge, die üblichen Auslagen. dle Zinsen auf 

Darlehen. - Ar Elke! 33 
die zur Beschnfiung des Kaufpreises aufgenommen wor— 

-
' 

den sind. und eine angemessene Vergütung für dle Ver— 
Übertragungunspruch

‚ 

'> waltunq. * 
' 1. Der Berechtigtqkanu verlangen, daß mm ‘eLn a, 

2. Die Militärreglerung kann in Ausfuhrunzsvorschrlften 
zurückzuerstattenden Grundstück bestehende Himw 

‚ 
gemäß Artist) dieser Anordnung dle Rechte und Pflich> 

Gnmdschuld oder Rentenßchuld fles 15‘213?"d 135W; 
. 16m nach AbsA 1 allrzemeln oder für einzelne Gruppen von 

ren Besitzers, der du Grundstück zu‘ “3911.531“ 

' 

„Fällen näher bestimmen. . 

durch ungerechtfertigte'Entzlehung erlangt hatte 
' 

. 

sahüdhzungslna übertragen wlrd‘ Dlea.gm 
‘ cht’tf 

_ 4 
> g 

A Y t l k el 29 ' der Hypothek zugründeliereende persöpjich .lm‘i 

‚Die; Beteiligten slnd einander zur Auskunftsertellung über 139l Rechten, die vor der Entziehung'begründßt 

.all'efEinzelheiten verpflichtet. die für Ansprüche nach dieser findet Al't.39‚ Abs:3; entsprechende Anwendul’l. 

Anüiflnqng‘von Bedeutung: 511e 55 2597 ‚261 BGB finden 3m“ Abs. 1 mlt nicht für Belastungen. die. emuß 

sprqcheude Anwendung. schrifteu dieser Anordnung 'eluzulragexl [32x16 

~ ~ ~~ 
~~~~~~

~

~ ~~~
~ 
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5: ~~ ~~ ~~~~



~ 

dreh- 
’es Berechu'gtgn, seineiflaflung zu 

sich nach 55, 9:90.199; q g 

und .2 ‘trlet 
.Ge' 

. .

‘ 

Lypiebfiendel‘ Anwgnöungnd 
‚zu . emltwlnde Belastungsgrepz ‚übeiatgigt .und 

e beruhigend: Betrag der-Vgrblndlicbkeltqn auch nicht" 
’ 

. 
elngqnnch Arme. Abs.4. alehergebeudeq,Mem- 

Emg'der Aktlvan-‘ge’de kt Ist. Die" Wiedergutmächungs- 
_cr, mm: In dlesem Fans DM?! ihräm’ Ermessen die 
«mähen Maßnahmen in entsprechendgt Anwendung 

Tutu-1.83 k 

Miet— und Ifxchtverhmtnlne 1' ' 

RuckErutattungspfllchuge‘ oder ein früherer B?- 
ln Grundstüqkßn- ejn'en Dritten vermietet oder 

gemachten so kann" der. Berechtigte dem Mieter oder 
zum: ‘ gegenüber das MIet-‚ oder Pachtverhälmln ml! 

‚ewldlen Kundigp gnmat kundigen: Die Kundi- 
g, na dem'dle Wiedergutmachung;- 

r ‘ 

htattu'pgspmcht rechtskräftig test- 

tellt; haben oder diese Pfllcht anderweit anerkannt 
{den ist. Die Kündigung mußv human drel' Moneten 
chdem eine dieser Vorause‘ezzungen eingetreten ist. aus- 

'g mhpp‚werden. _ 

>
' 

2‘ Die Vorschriften de'a' materschutzgeaetzes In der Fassung 
' ‚m 15.Dezember1942-(RGBLI S. 712) finden keine Au— 

endxing auf Rucketsmttungspfllchuge oder deren 
Rachtsvorgänger, welche die Vennögensgegenstände un- 
gerechtfertigt entzogen haben oder beim Erwerb wußten 
der den Umständen nach annehmen mußten, daß die 

deiner Zelt ungerecht— 

. 

Dle Vorschriften des 
gehamleH’Gesetzea finden ferner keine Anwendung. so- 
‚elt de? Berechtlgte Bäume für sich oder aelne nahen 
Angehörigen als angemessene Wohnung benötigt. Das 
gleiche gilt, wenn eine Wohnung, die im Zeitpunkt der 
’mlit'zlehung‘ oder der Anmeldung des Rückerstattunge- 
nnsbrucha im Zusammenhang mit- dem Betrieb eines 
zurückzuerstattenden geschäftlichen Unternehmens be- 

diüflzt wurde. zur ‚Welterführung des Unterüehmens be. 
nötigtwlrd. Bei Geschäftsräumen finden die Vorschriften 
‚die Metmchutzgesemq keine Anwendung, wenn der 
Binnchtlgte cm ‚deren alsbaldlger Rückgabe ein begrün- 
omfi'mterease hat. 

Q 

‚‘ und Pachtverh‘flge, die auf Grund oder mit der 
Genehmigung der mlltärre'glerung abgnschlod’sen worden 
sind, können nur mit deren Zustimmung gekündigt 
worum; " 

A 1‘ t1 k l 1 ßß 
Dlunstvenrugo 

Der Berechtigh kann Laufende Dienstverträga, die der 
ückerßtattungspnlchuge oder ein früherer Inhaber eines 

duuerstatteudeu geschäftlichen Unternehmens seit der 
gpwhflerflgtan Enlehung abgeschlossen hatte, ohne 
kaicht auf abweichende Vertragsbestimmungen mit (zart!- 
er odey, bel Fehlen eines Tarifvertrages, mit der gesetz— 
bn Kundggungafrlst kündigen; sein Recht zur frlsuoseu 

Kündigung aus wichtigem Grunde bleibt unberührt. Die Kün— 
digung hat Brut zulässig, wenn die Wledergutmachungabebör— 
den ‘dlu’ Rückerstattungspfllcht rechtskräftig festgestellt 

bei: joder diese Pflicht underwelt anerkannt werden ist. .Dle 
‘ 

‚digupg muß binnen drei Monaten, nachdem eine dieser 
orauaaetzungen eingetretqn ist, ausgesprochen ,‘nrex't’len. 

‚Wal-de)! vom 
den, "für. dfq _ _ 

'anzelne zum kerstattqt. ab ‚ls 
2 Verhmtqls he abzusetzen, In .d

' 

.Gegensvmhdp ; 
zur Zeglt der mixtz‘i 

_ 
am ' magggnuaep sm'nd 
Hat d' Bärechflgte b‘el de‘r (Angenehm! 

ampruch dem Rückersthttungapfilchflgeu’ 
Der Berechtlgte hat m kelnam Falle5mehr mu 
währen. als dem Wert dei: entzogengnVe ö'gäna 
standen Im Zeitpunkt der Rückerstattung ab:

' 

‚ Betrages der beatehenblqlbendenvßelaamng 
Artik el 38 . > 

‚ 
‚ 

b, 
Zurückbehaltungsrebht '» 

Für Ansprüche de’a Rückerstattungäpfllchflg 
Zurückbehaltungsrecht nicht geltend - gemacht: ward 
dieses Recht die alsbaldlge Rück‘eimttung'v eb' 
Vermögwsgegenstandea erheblich‘ verzögarfi war 
gleiche gilt bei Zwangsvollstreckung und Vollzfehlih 
Arrestaß von entzoge’nen Vemögensgegefiätänden du! Grün 
von Gegenansprüchen. v 

. Artikel so ‚ ; 

Gerichtliche Festsetzung der Zahlungabgdlngung' 
1. Die Wledmgutmmhungsbehördgn. haben" qm Bedlhgung 

für Zahlungen, die im Zusammenhang mit d9 ü 
erstattung zu leisten sind, unter Berücksichti 
Zweckes dieser Anordnung. der Zahlungsfähigkel 
Verpflichteten und bestehender gesetzlicher ‚ 

bote und —beachränlgungeu festzusetzen. 

Grundstücken 
' und ' grundstucksglelchen Rechten,‘ 

gen. daß Ihm "die Rückgewähr des _Entgelts f‘flr 
gemessene Zelt. höchstens jedoch bis zu zehn 
gegen Eintragung “einer mlt 4 vom Hundertgvetglns 
Hypothek zugunsten des Rückerstattuägspfll‘ch 
atundet wird. 'Dle näheren Bedingungen genau 
trug die Wiedergutmachung-abehörden„isst;

' 

. In den Fällen der Art. 27 und 80, Abs.1,- haben d ‚

I 

‚ 
gutmachungsbehörden die Fälligkeit von"VerblndllohI—I 
teu und dJe Zahlungsbedingungen so zu regeln. d 
keiner Waise die Rückerstattung des entzogan 
mögensgegenamndea gefährdet oder die Nutzung 
rechflgten unbllllg beeinträchtigt w1r’d.

' 

A r t1 k el 40 
Rückgriffsanspmcha 

. des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
kelne Anwendung.

i 

. Die nach Abs.1 zuläaslgan Ansprüciie 
der Herausgabe von Grgndstflckeu; 0d ' 

Suchen nicht nur gegen den umnittalbmmmflqhi



~~ 
~~ ~~~ ~~~ 
~~ 

‚l 2. Ausländisches Recht bedarf des einwandfreien Bewslses, 

‘ sein Aufenthalt seit dem 8. Mai 1945 unbekannt Ist, ohne daß 

die, Wladergutmachungsbehörden diesen als vermutlichen 

dem entzogenaii 'Vüxfiökahsge'jgßuätßhd, dle’ 
esteh Namen; setzen slch’tort an den An— ' 

'e aminucker taftungapfllumlg‘en' 1in1; Rückgewähr du ' 

EI; elta, auf. Entschädigung ‘ach dieser Anordnung und an 
d wunden Rückerstattungapfiichuge- zur Befriedigung 

Ansprüche grhält. ‘ 

„ 
‚ . .k 1‘ 

~

~ 

~~ 
1 

‚ .mwßsüm'n'rrg 
.. Allgemeine Vex'lnhränahutimmungm ‘ 

‘Aru kal’ 42 
’. 

‚ 
'- Gmuäsatz 

Du‘ Rückerstattungsvgrrahren beginnt mit der Anmel— dung das Anspruchs und soll alne rasche und vollständige 'Wledergutfnachung gewährlelatgn. D1; Anmeldung ahnen Anspruchs gemäß der Anordnung BK/O (49) 26 der 
„ Alliierten Kummandantur Berlin gut als Anmeldung 1m 
Sinne dleqer Anordnung. ‘ 

Die Wledergutnmchungabehörden haben die Lage, in die derBerechflg'te durch Vedolgungsmaßnahmen aus den 
‘ Gründen des Art‚1 geraten ist, bei Ermittlung des Sach- 

- verhalt: weitgehend zu berücksichtigen. - Dlea gut lus— 
u besondere, soweit die Belbrlngung von Beweismittelu durch Verlust’von Urkunden, Tod oder Unsumndbarkelt vqn'Zeugen oder ähnliche'Umstände erschwert werden oder unmöglich geworden ist. Versicherungen des Be- 

rgqhtlgten unter Ejld oder von Ihm benannter Zeugen sind 
zuzulassen; auch: wenn derjenige. der die Erklärung ab— gegeben hat, später verstorben ist.

~ 

A r t i k e l 48 
Erbrecht und ausländischen Recht ' 

1. Wer Elch auf einen Erwerb von Todes wagen beruft, mliß sein Recht nachweisen 

soweit es den qdergutmachung'sbehörden unbekannt ist. 

Artikel 44 
‘ Todesvermutung 
Wann ein Verfolgter oder ein an seinem Nachlaß nutza uleßenderwelse Beteiligter seinen letzten bekannten Aufent- halt In Deutschland oder inyelnem von Deutschland oder seinen Verbündeten beherrschten oder besetzten Gebiet hatte und 

Nachrichten darüber vorliegen. dem er zu diesem oder elnam _spltteren Zeitpunkt noch gelebt hat, so wird vermutet, duß er am 8.Mal 1945 verstorben Ist. Falls nach den Umständen 
‚ein anderer Zeitpunkt des Todes wahrscheinlich ist. können 
Zeitpunkt des Todes festsetzen. 

A. r t1 k e l 45 
sicharungspfltcht 

1. Die W1edergutmachungabshörden haben entzogeua Vali- 
. 

_ 
mögenagegenstände. wenn ein Bedürfnis besteht. in gealg« neter Weise sicherzustellen. Sie köunen zu diesem Zweck von Amts wegen oder auf Antrag einstweilige Ver— fügungen oder Arrestbetelfle erlnssen. Diese sind abzuv ändern oder aufzuheben, wenn die Sicherstellung durch andere nln die getroffenen Maßnahmen erreicht werden 
kÄmD, oder das Bedürfnis für ihre Aufrechterhnlmug‘ ent- i m. ' 

2. Die Vorschriften der Zivilprozeßordmlug über Arrest und mustwelliga Verfügung sind in den jeweils) geltenden ‘fi‘nsn 
. 
aung entsprechend anwendbm: 

~~~ 

.1. 

H. Die In Abs. 1 und 2 erwähnten Erklärungen muss 

1. Der In der Anordhung der Alliierten Komminßshtfii' 

~~~~~~ ~~ ~~~ ~~~ ~~~ ~~ ~~ ~~~ ~~~~ 
~~~

~ ~~~~~ ~~

~~ zfiawndlgkält andäre B_'„ 
. 
den u 

. . j ‘ "Mammon; m49 ‚ 

Soweit für die In Art. '45 lind 46bezflc et 
maßnmmen'andere Stellen _zugtän‘dig am; hafb. 
gutmachunßabehördendla'se‘um 
zu ersuchen.- ‘31 

’ 
4 1

_ ~~
~ ‚. 

~~ bemß oder In Verwahrung' oder unter’jflh, 
ha'tte, hat rüber an‘ den Trpuhänden de, _ 

sehen, Bnt 
„ en‘und Fruzöslschm;mmärra

‘ zwängaübertragene 'Vermög‘em Berlin W80, N, Straße 53/55 (1m folgenden im „Treuhänder“ h 
Bericht In zwegtucher Ausfertigung zu ersta 
Bericht Ist 1m Einklang mit sämtlichen m der M ‚ der Almerten Kommandmtur Berlin _BK/OL'I'IP) 
16. Februar 1949 enthaltenen Begthnmungqu elfiz 
und muß Angaben in'der-‚Welae'enthglten V41 
dieser, Anurdnung belgetügtgn Anlage' 
werden. ( 

Wer ‚von irgendeiner seit dem 80.Janq1933 
Übertragung von Vermögen, das von dieser

. betrafen wird, Kenntnis hat, hat dem Treuhäni 
entsprechende Erklärung In zweuachet' Ausfem bf zugeben. Diese Erklärung muß im Einklang m! “den 
Bestimmungen der Anordnung der Allllertenv Kommup; 
dantur Berlin BK/O (49) 26 vom "16.Februar 1949 611.r 
gan. und zwar In der Weise, wie sie auf dem dieser 
„rdnung als Anlage „B“ beigefügten Formal 
ächrleben lat‘ 

'

-

~ 

~~~ b7 

~ ~ ~~ ~~ auf den entsprechenden Formularen vorg’esdh 
Axigäben enthalten. jedoch kann die Erklänm

„ Irgendwelc‘hem Papler oder Fbrmular abgegeben wer 
vorausgesetzt, daß sie lesbar ist. . . 

~~~~ 
~ ~~ 

X. ABSCPINm
‚ 

Anmeldung von Ansprüchen 
Artikel. 49 ".

> 

Meldeamt ‚ 

V

‚ ~ 
Berlin BK/O (49) 26 vom 16‘Feb1'uar 1949'v0rgebq Treuhänder der Amerikanischen, Britischen,|‚lnd' 
zöslsahen Militärregierung, Berlin W 30; INum 
Straße 53.„55‚ nimmt die Aufgaben eines Zentral amtes wahr. 
“Das Zentrulmmeldeamt hat jeden bei Ihm ungun Anspruch dem/den nach ArtÄ53 zuständigen Wlsdßrz zuchnmgsumt/ämtem zuzulelten. ‘ 

Art‘ncel 50
_ 

Il‘rlst und Formalitäten der Anmeldung 
Der Rückerstauungsaußpruch Ist nach du: tuc' anzumelden, die in der Anordnung der militanten mandmtur Berlin BK/O (49) 26 vom 16.Febru angegeben sind und wie sie durch nuch'st'e finde mungen und seitens der Alliierten Kummandan

_ zu qx'lasscnde Vorschrlften ergänzt sind bzw. wurde 
Ein Rückerstattungsanspmch gllt als tristgemhl 
meldet, wenn er bis Zum 30.Juni 1950 bei dem Hhudnr umgegangen ist oder zur Zelt des Emp durvu den Treuhänder aus der Anmeldung, dem Uma 

~~~~ ~~~~~ ~~
~ ~~~~ 
~~~ ~~~ ~~~~ ~~~ ~~~ 
~~ ~ ~ ~~ ~~~ ~~~ ~~~ ~~ ~ ~~ 
~~~ ~~~ ~~ ~~ ~~~ ~~ 

~ ~~~~~~



den. omugen Beglegtqumanten \durch:Dlenstver-v 
bat. des „Telegraphenb edel-‚der britlgchen; 

Eis Jan, 'ämefika‘niqchen ofler diplomatischen Be-* 
de'u ich tervbrgäht.’ daß dlä'-An5pruchqänmeldung 
um “8 Junllsm zür Post, gebracht! oder zur zu- 

" 

‚m29 den Treuhändenln Empfang äenommen und . 

u mchsnnmeld 
‚ g spätestens am ‚Augustüisöo 

d' 'Tiäühändet Empfangen wurde. Nach diesem 
qmp‘ 'gqne' Ansprqchsamn‘eldunggnjgalten 'als nicht 

tggmägelngerelcht ' 
‘ -’

‘

~ ~ 
Horäerllch. durch Urkundgn 

acht werden. 

brdmmg 4uud der Anordnung der Alliierten Kommandan- 
ur BKIO (‘49)26 vom 16‘ Februar '1949 nebst Anlagen 
Van-landen. Angaben enthalten; jedoch .können_ die Be— 

‘h'u‘gten die verlangten Angaben auf ’lrgändwelchem 
rfßgbnyen Papier machen, sofern die Schrift lesbar lat. 

Der Ansuruch kann rechtswirksam durch einen von meh- 
‘rergm Mitberechtigten angemeldet werden. 
'uDle Anmeldung eines Anspruchs: durch einen Nicht- 
b'erechtlgten wirkt zugunsten des wahren Berechtlgpen 

< Ode W0 zutyeffend, blner Treuhandgesellschaft. 
Anspruchsanmeldungeu sind, falls möglich, um die Be- 
'rb_eltu'ng' du'rqh deutsche Stellen zu erlelchtern, auf 
eütsch abzufassen, dürfen aber in der französqhen oder 
'er englischen Sprachq ‚erfolgen Nicht notwendig ist. daß 
ie auch Edf den in der Anordnung der Alliierten Kom— 
mandaptur Berlin Nr. BK/O (49) 26 vom 16.Februar 1949 
vorgeschrlebenen Formular'än eingereicht werden; müssen 
dägegen die durch Anlage „C“ genannter Anordnung ver— 
langten Angaben _euthalten und in lesbarer Schritt vor— 
gelegt’werden. 

Frist für die Elnrelchung des in Abs.4 und 5 der 
An rdnung' der Alliierten Kommandantur Berlin BK/O 
(493 26 und obigem Art.48 vorgeschriebenen Berichtes 
oder der Erklärung wird hiermit bis zum 16. Februar 1950 
ücrlängert. ‚ 

~~~ ~~~
~ 

~~

~ ~~
~ 

~~~ ~~ ~~ ~ ~~ ~~ 
„A r t l k e l 51 ‚ 

‘ 
Verhältnis zum ordentlichen Rechtswe 

Absprache; die unter diese Anordnung fallen, köngen, 
so- 

velt In Ihr nichts anderes bestimmt Ist. nur in dgm Verfazhren 
ach‘ dieser Anordnung und unter Einhaltung Ihrer Flrlsten 

.„ ltend gemacht werden Ansprüche aus anderen 
Grundeu, 

die nicht unter diese Anordnung fallen, kamen’lm ordent— 
lohep Rechtsweg geltend gemacht werden. 

Ar killel 52 
‘ 

Inhalt der Anmeldung 
.1 Dle Anmeldung muß 'eine Beschreibung der entzogenen 

' Gegenstände sowie die Angaben enthalten, dle ein Be- 

reclxtigtär nach den Bastln'lmungen der Anordnung BK/O 
'(49) 26 der Anuerten Kommandantur Berlin machen 
muß. 
fier’ Tfeuhänder oder dle Wledergutmnchungsbehörden 

‚ können die Ergänzung der Anmeldung durch eine Erldä 
.rung ‚(gegebenenfalls durch Versicherung unter Eid) 

über Tatsachen verlangen, die für die Entscheldung 
über 

' den Anspruch notwendig sind. 
Hat, der Antragsteller seinen Wohnsitz oder gewöhn» 
'llchen Aufenthalt nicht 'm Deutschland und hat er da» 
aelbst auch keinen zum Empfang von Zustellungön be» 

'vollmuchügten Vertreter bestellt, so kimn er einen dort 
wohnhaften tellungsbevollmächtigteu benennen_. Be» 

nennt er diesen binnen einer angemessenen Frist nicht, 
so hat das Wiedergutmachungsamt Ihn zu be. tellen und 
den Antragsteller davon zu benachrichtigen. 

x Der Treuhänder hat dem Antragstnller das Wiederguf- 

‘ 

machungsamt mitzuteilen, dem die Anmeldung gemäß 
' A1149, Abs. 2„ zugeleitet worden isL‘ 
Die m Arnb’ü vorgesehene Frist gut als gewahrt, auch 
wenn die Anmeldung formelle oder andere Mängel um‘— 
‘wslsh. 

‘ A ._‘ 'c 1 1: al 53 
Örtllclm Zuständigkeit 

~~

~ ansprucha dem co rg . 

muleitum m dem ‚. um „Magma im m „2‘,~ 

. Au'sfuhrunäfiorschrtfteu k4öpn n ’dlyeÄIVk‘iliche": 

.Nebenhnspflchan. nähe; regeln; 

mmge' 
btndendg 

keit. name'ntuuhfbel„Geltendmachung -v unruhig?~ 
‚ . 

A‘ptlkq: ‚n4 ‚

> 

Ba’chuche 2 Züatähmgkflt 
Die Wledärgutmachunzsbehördeh mit! auch)! 

ein Rückerstattungsähspruch vzur 'Zustänjdlgkelb 
llchen, Verwaltunga‘ oder‚ aonsflgeu _Geri ms gehören 
oder der Rechtsweg ausgeschloqsen wär .‘ ' ' 

1.

~ ‘NSDAP. eine ihrer Glledemngen qder einär Ihrer 'a 

ohne Rücksicht darauf, ob nachva'ndmjen Gesetz!) sind}; ~~~ 
A r t 1 k e 1 5.5 

Bekanntgabe der Anmeldung’ 
Das Wiedergutmachungsamt hat den Rückerptatm 
anam'uch den Beteiligten durch‘t‘öx‘mllche Zustemm 
'Efldärunä' blunenizwei Monaten ba'kanntzug'pbep getei 
llgta sind der Rückerstattunqs'pfllchflge. M! er 

_
u 

Pächter der entzogeqen Vermöqensgeqenptände‚xs' ns'tlnce 

Berechtigte. sowie dleienlge'n, deren Embezlehunq‘ln‘üa 
Verfahren der Berechtigte beautrazt: Wenn da's Deuten a ‚ -\ 

Relch. ein früheres Land, die Stadt Berlin. die vo’rmälll 
~~~ 

~~~~ 
~ 

~~ 

~ 

~~ 

gelungenen Verbände beteiligt Ist, so erfolgt dla‘ Zu ‚ 

stellung an den Oberbürgermeister van GroßBm-Hh. Falle 
ein zur Zelt' bestehendes Land oder eine bestehendä Pro: 
v-lnz beteiligt ist. so erfolgt die Zustellung an" den' in“ 
ständigen Landesfluauzmlnlster, In den letzten ‘belden‘ 
Fällen Ist die Stadt Berlin, das Land oder die Er‘oytnz 
berechtigt, als Partei In dem Verfahrexiaufzuttatexi Die 
Bestimmungen dieses Absatzes'auferlggep der Stadt Bab- 
llu keine Verantwortung auße’t _derjefiigen, welche *aui f 

Grund der sonstigen Bestimmungen dieser Anordnung = 

entstehen könnte.- ‘ 

. ‘ 
‚ „ ' 

Ist der Rückerstattungspfllchuge oder seine gegenwärtige ‚' 

Anschrift unbekannt oder ist auf Grund der Anmeldung 
anzuhehmen, dnß unbekannte Dritte in Ansehung der, 
entzogenen Gegenstände Rechte besitzen, sa hat das WIe-\_ 

~~ 

~ ~ 

’dergutmachuuqsamt die Anmeldung des Rückerstattunge- 
anspruchs öffentlich zuzustellen und dabei den Rück- 
erstattungspflichtigen und die unbekannten Dritten auf— 

" zufordem, Ihre Rechte binnen zwei Monaten (unter Be— 
weisantritt) bei dem Wiedergutmachungsamt'anzumel- x 

den. Die öffeptliche Zustellung erfolgt nach ‚Maßgabe ‘dea 
5 204, Abs. 2, ZPO in der Fassung des Kontrullmtsgesetzes 
Nr.38 in (1er für Ladungen vorgeschrlebenen Form. Die.

' 

Zustellung gilt als an dem Tage bewirkten welchem sie}: 
der Einrückung In das In g204, Abs‚2‚ ZPO bezeichnete ‚ 

Mltteklungablutt ein Monat verstrichen ist. Besondere Vor— 
schriften über zusätzliches Zustellungsverfahren können 
erlasseq werden. 

‚ Die Rechtshäuglgkelt tritt m1: Zustellung der‘ Anmel- 
dung ein.

‚ 

Richtet sich der Anspruch auf Rückerstattung elnes 
Grundstücks oder grundstücksgleichen Rechts, uo hat das 
Wiedergutmachungsamt die Eintragung der Anmeldung 
des Rüclcerstattungsanspruchs 1m Grundbuch herbelzu: 
führen (Rückerstattungsvermerk). Der Rubkerstattunga— 
vermerk wirkt gegen jeden Dx‘lttenA . 

Die Bestimmungen der Zivllpmzeßordnung ubar (ile 

Streitverkliuchmg und Nebeninten'entlou finden eutv 
sprechende Anwendung. 

A r t 1k e l 56 
Verfahren vor dem Wledergutmnchungsamt 7 

‚

‚ 

Wird Innerhalb der Erklärungsh'lst eine Erklärung zux 
dem Rückerstattungsanspruch nicht abgegeben, 'xxo gibt 
das Wiedergutmachungsamt durch Beschluß dem Antrag 
statt. Wenn über die Belastqngsgrenze und den Fprta' 
bestand von Rechten kein Streit besteht; so trlfit es aucu ‘ 

hlerüber die erforderlichen Feststellungen. > 

Ist jedoch der Rücknrstattungsanspruch nicht begründet 
oder atmen der Richtigkeit der zu seiner Begründung vor- 
gvhrachten Behauptungen Eintragungen in öffentliChep 

ommtlichen Urkunden entgegen, (He dem~



~ 
~~ ~~~ ~~~ ~~ ~ ~~~ ~~ ~~~ ~~ ~~ 
~~~ ~ ~ ~~ ~

~ ~~ 
~~ ~~~ ~~~

l 

3 m‘achungskammer des für seinen Sltz zuständigen Land. 
' gärlchts. Dies gilt Insbesondere auch, wenn lediglich über die 

1 Qung für Verbindlichkeiten Streit besteht 

1. Gegen eine Entscheidung des Wlederg’utmachungsamts 

4 
2. Ein Einspruch kann nur auf eine Verletzung des Art. 55,

~ 

‘trsästeller zur Erklärungbmuen einer von ihm festzu- 
gtzenden angemessenen'mgt‘uufzufotdem. Wird Inner- 

halb der Frist eine den Rückerstattungsansptuch recht- 
ertlgande Aufkl‘äpung oder Ergänzung des Vorbringen durch den Antragsteller nicht gegeben, so hat das Wie: 

‘ zuweisen 
Wird elne Erklärung abgegeben, aber eine gütuche E1111» gung erzielt, so hat das Wledergutmachungsamt die Ver- 
ceinbarung auf Antrag schrutli’ch mederzulegen und den 
Beteiligten von Amts wegen eine Ausfertigung der Nle> 
.derschvtft zu erteilen; 

_
» 

‘ 

„Ex r t 11x el 57 
VerWelsung an das Gericht. 

zustande oder gehören die erforderlichen Maßnahmen möht ut;Zuständlgken des ‚Wiedergutmachungsamtm so verweist 
'dleges. insoweit erforderlich, dle Sache an die Wkedergut- 

Belastungsgrenze, den Fortbestand von Rechten oder dio Huf» 

A l‘ t 1 k e l 58 
Einspruch

~ 
' gemäß Artäs, Abs.1 Satz 2, oder Art.56‚ Abs, 1 und 2. kann jeder Beteiligte binnen e'nem Monat, bel Wohnsitz 

‘ 
im Ausland binnen drei Monaten, die Entscheidung der 

: Wledgrgutmachungskammer durch Einspruch beißen) Wledergutmachungsamt anrufen. Die Frist be 1mal: mit 
‘ der Zustellung der anzufechtenden Entscheidung. Art. 55, ' Abs, 2, findet entsprechende Anwendung. 

Abal Satz \2‚ oder des Art. 56, Abs‘ 1. oder 2, gestützt 
werden. 

Artikel 59 
Vollstreckbarkeit 

"Aus den von dem Wiedergutmachungsamt ausgefertigteu 
Vereinbarungen und aus seinen rechtskräitigen Beschlüssen 
findet dle Zwangsvollstreckung nach den Varschrlften der 
Zivilprozeßordnung statt. Au Stelle des Vollstreckungs— 
gerichts tritt das’Wiedergutmachuugfiamt. Es kann sich bei Durchführung der Vollstreckung anderer Behörden, Ins— 
besondere der Gerichte bedienen. 

x1, ABSCHNITT 
Gerichtuches Verfahren 

A r t l k e l 60 
Besetzung der WiedergJtmachungsämter 
und der Wiedergutmachungskammer 

1, Dle Wiedergutmachungsämter bestehen aus einem Vorv ‘ sltzenden, welcher die Befähigung zum Richteramt besitzt und zwei Mitgliedern, welche‘ die Befähigung zum höhe> 
ran Verwaltungsdienst besitzen, 

2, Die Wiedergutmachungskammer besfeht aus einem Vor» 
sitzenden und zwei Beisitzern, welche die Befählgung zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst haben müssen und die aus den Kreisen der Landgerichtsnchter 
zu ernennen sind. 

‚Artikel 51 
Verfahren 

1. Die Wieden;utmachungskmnmer hat llle Rechtsbezlehunu 
gen der Beteiligten gemäß dieser Anordnung 'zu gestalten 

2‘ Soweit In dieser Annmuung nichts anderes bestimmt 1m, 
sind für das Verfahren, die Vorschriften über das Verv 
fahren In Suchen der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit 
folgenden Maßgaben entsprechend unmnvenden: 
.a) Die Kammer muß eine mündliche Verhandlung an- 

ordnen; die Verhandlung ist öffenHlnh, 
b) Auf Antrag; des Berechtlgten kpun das Verfahren 

bis zur Höchstdnuel' von secha Monaten amsgp ‚ 4 werden 
0) Die Wledergutlnachuugsku

~ 

Wlädgrgutmacfiixhäaamt vorliegefi, sohat dieses dän Ah- 

erg'utinachungaamt den Antrag als unbegründet zurück-_ 

kommt eine gütliche Einigung ganz odär teilweise nicht
i

~ mm3, Teil! Nrggvy’a 
Widerklegb ‘lelne Aufrechnuhggeln zdr'iICk 
recht oder einen ähnliche); Emwdzid

_ ‚wenn dle‘ Entsbheidungflbef diese Ansprugfi" Einwendungen die Entscheidung ü r'dle'r 
eratattungb-erhebnch ‚veizögem wurdä ' 

Die Kammer kann, vorbehaltlich d
‚ Entscheidung, die vorläufige‘ Heraus‘gabek'e 

‘ 
Vermögensgegkensfiände an den _‚Berechflg’t m oder ohne Sicherheitsleistung anordhenJDe "B 
tlgta hat In diesem Falle gegenüber D t; Rechtsstellung einen Treuhäüders. 

~~~ 
~~ ~~ ~~ A r t l k el 62 . 

Form und Inhalt der Entscheidung ‘ 

1. Die Wledergutmachungskammer entscheidet dur4 „ mit Gründen versehenen Beschluß, der den Be _g’ 
zuzustell’en ist. Der Beschluß ist ungeachtet 'älna 51:5 ren Berufung vollstreckbar.' 55 713, Abs}, 713a Igin 72 ZPO finden entsprechende Anwendung. 

2. Gegen den Bescmuß ist innerhalb einer Frist Von“ e ‘ Monat und, wenmder Beschwerdeführer selnen Wö 'It 
1m Ausland“ hat, innerhalb einer Frlst von drel M Kim sofortige Beschwerde zulässig. Die Frist tut d1; legung der Beschwerde beginnt mit der" Zust'ellun 
Beschlusses; Art‚55‚ Abs.2, findet entsprechend An 
dung. Über die Beschwerde entscheidet das Kamm 
gericht. Die Beschwerde kann nur darauf gestutq wq 
den, daß die Entscheidung auf einer Verletzung g Lz 
licher Vorschriften beruhe‚ Dls Vorschriften der ä! 
561, 563 ZPO finden entsprechende Anwendung. 

A r t l l: e l 63 
Nachprüfung

‚ Eine oder mehrere Nnchprüfungskommlsalouen (Bands di ‚ 

Revlew) werden mit der Befugnis bestellt, gemäß dieser ordnung erlassene Entscheidungen über Wiedergutmachung; 
unsprüche zu prüfen und Jede ur erforderlich erachtete M8 nahme zu treffen. Die Mlhtm‘reglerungen werden.AusI’hh- 
z‘ungsbestimmungen erlassen bezüglich Ernennung und Zu, sammeusetzung solcher Kommissionen, deren Zuständigkel und Verfahreusordnung sowie zur Regelung aller Fragen. die _ als hierzugehörxg erachtet Werden. 1 

~ ~~~~ ~~~~ 
~~
~ 

~~~ ~~~ 
~~~ ~~ 

~~ 

~ 

~~~

~ ~~ ~~
~ 

~~~ ~~ ~ ~ ~~ ~~

~ 

XII. ABSCHNITT 
Besondere Vorschriften . 

‚
_ 

Artikel 64 ‘

4 

Zuständigkeltsbereimgung ‘ ‘ 

1. Werden Ansprüche der in Art.1 bis 41 bezeichneten Art von einem Berechtigten in einem gerichtlichen Verfahren 4. oder im Vollstreckungsverfuhren kluge- oder einrede-. 
weise geltend gemacht, so hat das Gericht das Wieder: gutmachungsamt zu benachrichtigen Das Gericht kann ‚ durch unanfechtbaren Beschluß das Verfahren aussetz‘eu und die Zwangsvollstreckung einstweüen einstellen; 411ml, Ersuchen der Wiedergutmachungskammer mpß es ‚diaae' ' 

Anordnungen treffen. Die ‘rVXedergutmachungskammal‘v 
kann die Weiterbehandlung des Anspruchs nach Maßgabe ' 

dieser Anordnung unter Ausschluß des Rechtswegeu an" ‘ 

ordnen oder mit Bindung für die Gerichte den Berächtlgu 
ten ermächtigen, seinen Anspruch gerichtlich weltarzuv9n- 
folgen‘ Findet ein Rechtsstreit durch Weiterbehandlung 
des ‚Anspruchs nach Maßgabe dieser Anordnung seine' ‚ 

Erledigung. so werden die Gerichtskosten niedergeschla- ‘ 

gen, dia außergexlchtuchm Kosten gegenehmnder auf- 
gehoben.

. 

Das Helmut hat dem Treuhänder jede gemäß Abml 
getroifens Maßnahme mitzuteilen,

~ 

‚XIII. ABSCHNITT 
M05telxbestirnmungen 

A r t 1 k el 65 
Kosten 

1, Das V9 abren vor den Wiedergxxtmachlmgsbehörden Ist 
g‘x‘undu AUCH gebührenfrei; .Ausfü[1rnngnvotschrlftlen‘v‘ Hömwn H“, hastimmm b‘äiuu LHB Erhebung von Kosten, 

~~~ 

~ ~ 
mehreren An prünheu oder 
Epl'uchcn um: 

flebühl': ‚ und Auslagen, vm-ueltmu. 
‘ ‘ „lgLu ist 

‚ 
‘Ilr‘ Kmtm ‚

~~ L‘L 1 x'pciiv’mnl, Vm‘scmluaa nder 
{Mm ~ ~

~



Surfen beantragt, ‚'soiyeit weht äuf‘G’mJnd anderer 
en eine höhere Strafe verwirkt 1M.

' 

‚ 

schweren Fällen ist die Busse Zuchthaus 
fünf Jahrem - 

' 

. 

‘ 

‘ 

. 1

’ 

Va‘rsupb Ist strafbar. 

hantillpng ’voii ‚Erbrechwn und Wsaunahme- 
‘ 

. 

‚ 

‚ 

’verhämfinon 
A r t l k e l 67 

‘ 

‚ ‘ 

Erbverdrängung. - -‘ . a 

‚in, der maßgebenden Zelt aus den Gründen des 
Art.1 

man gesetzliche Maßnahxngn eln auf Gesetz oder letzt— willigarVex-fügq‘beruhender Erwerb von Todes wegen 
geschlossen oder der Verfall emgs Nachlasses angebra- 

efL worden, so gilt der‘ Aussuhluß oder der Verfau 
als 

‚t ‚ingetreteh. _ . 

.3: 

r’ e Berechnung von Fristen gilt der Erbfall als mit m Inkrafttreten dieser Anordnung angetreten.

~ 

~
~

~ 

.. Artlkeles ‘ 

‘Anlechtung' von Verfügungen von Todes wegen 
' 

' 

' und Erbschaftsausaclflagungen 
tztwlluge Vcrtügungen und Erbverträge aus der maß- 

ebeliden Zelt, in welfllen Abkömmlhmä, EltEm, Groß-K 
ltei’n; voll- und h‘albbürüge Geschwister und deren Ab- 

Vk'ömmung'e. sowie Ehegatten vongder Erbfolge ausge. 

schlossen worden sind, um den Nachlaß einem vom Erb- 
‘ Männer aus den Gründen: des Axt. 1 erwartete!) Zugriff 

des 

Staates zu entzkehen, amd anfechtbap. Vorbehaltllch des 

‚ 
Abs.3 finden auf diese Anfechtung dle Vorschriften 

der 

‘55 2080 Et oder 2281 ff. BGB Anwendung. 
Hat eine der 1m Abs. 1 genannten Personen In 

der maß— 
gebenden Zelt eine Erbschaft ausgeschlagen, um dadurch 
einen aus den Gründen des Art. 1 erwalteten Zugriff 

des 
'‚ Staates auf die Vermögensgegenstände zu verhindern, 

so 

‚ ist; die Ausachlagung anfechcbar. Vorbehaltlich des AbsÄ 3 

finden auf die” Anfechtung die Vorschriften der ü 1954 1E. 
- BGB-Anwendung. 
D16 Anfechtung von letztwilligen Verfügungen, 

Erhverträ- 

gßn und Erbschaftsausachlngungan muß b1: zum 30. Juni 
1950 erklärt werden 

A I' t l k el 69 
_ 

Verfolgten—Testameut 

. 

. Dir Gültigkeit einer In der maßgebenden Zelt 
errichteten 

; lämtwullgen Verfügung steht ein 
Formmangel nicht ent- 

gegen. wenn der Erblasser zu der Verfügung dadurch 
ver- 

anlnßt worden hat, da13 er slch In einer sich aus 
den Grün- 

den des Art. 1 ergebenden unmittelbaren 
Todesgefahr be- 

' 

j fand oder zu befinden glaubte, und wenn mm die Errich. 
' tung In gesetzlicher Form nach den Umständen unmög- 

ubh oder billigerweise nicht zuzumuten war. 
‘ 3. Abs. 1 tat nicht anwendbar, wenn der Erblasser nach dem 

30. September 1045 eine formgarcchte letztwillige Ver- 
‘ tugung noch errichten konnte. 

~~ ~~ ~~

~~ 
- 

‘ A 1‘ H k cl 70 - 

Wiederherstellung von Kixldesauuabmeverhälmiasen 
1. .mm In der maßgebenden Zeit aus den Gründen des Art 1 

’aufgehobenes Kmdesannuhmeverhältms kann durch Verw 

oder dessen Erben rückwirkend auf den Zeltpunkfi. der 
Aufhebung wiederhergestellt werden. Auf dem Wieder- 
herstellungsvcrtmg finden die Vorschriften der 55 1741 bis 
1772 BGB mit Ausnahme der ßä 1744, 1745, 1747, 1752 und 
1753 Anwendung “DM: Bestätigung den Wiederherstel— 
lungflvem‘ages durch das Gericht im mmh n c dem ‘T‘nde 
der an dem Winderhet'ntellungsver wg he “ammen .T’Lw 

‘ I

~

~ 

~ ~~~

~ 

trug des Annehmenden oder seiner Erben mit dem Kinde. 

‘ richt't erachäln 
j .Wlederhjemte‘llung _

' 

.' Pfleger besteut'wurddn. 
. Ist daä Kind 

' Zelt'durchget 
m.1‘autgegiqben 
sichtlich, die eirkm’ 
Rächt gegebg’m habän.

‘ 

um Avon‘ sich'aus au: uhgäban. Venköimen 
nehmende als. auch das Km'd oder efde 'Er' 

hehung der Entscheidqhaan g 
Zuständig zur Entdeheldung ge 
gericpt, welches‘das Kindesanpmn _ 

hat. Abs.1, Satz 4, gilt entap „9nd, D„ 
scheidet nach seinem fielen Er'mesaen' “im? erßl': 

‚ gung der Intereaaen dergßeteiugtan. Daaxfmi 
.f‘ 

' verhältnls gut mit -Aufhebun'g 'deq B 'tuss 
“ Beine-Auflösung EIBIrückwu-kmd Wlbderh gestä

' 

Gericht kann In seiner Entscheidung die 
‘ ' 

einzelnen Beziehungen ausschließen. ‚ 

4. Das Verfahren tat gebühren- _und auflagen!
' 

5. Die W1ederharstel1ungvon'Klndesanhnqvorhäl 
kann nur bis zum 30. Juni 1950 beutrggt’w Eden. 

Artikel 71 > 

~~ ~~~~ 
~~ 

~~~

~
~ 

~~ ~~ 
Über Ansprüche auf Grund der Art.67_b15 70 en‘tsoh’üld 

die ordentlichen Genehte. Eme Anmeldung bei deml'rm 
händer ist nlcbt erforderlich, Jedoch‘lat‘ dieser von 'gamüß 
Art. 67 bis 7o vorgenommener Handlung In Kenntnis zu ‚setze 

XVI. ABSCTWITT „ 

Wiederherstellung von Firmen und Namen ‚ 

A'!‘ t l k el 72 
Wlederelptmgung elnet gelöschten Firma ‚

‚ 

1. Ist In der maßgebenden Zelt eine Firma im’ Handglap 
register gelöscht worden, nachdem der Betrieb des Unter ‚ 

nehmem! aus Gründen des Art‚1 elngehtellt_ war; s'o lä 

auf Antrag die gelöschte Firma wieder einzutragen; wenn
" 

der Betrleb des Unternehmens von dem letzten Inhaber 
oder den lekzten Inhabern oder selnen' bzw. Ihren Erbefi 
wieder aufgenommen wird. . 

2. Wurde das elngestellte Unternehmen zur Zelt'dex‘ E1117 

stelluug von einem Einzelkaufmann betneben. so steht 
das Recht auf Wiedereintragung der gelöschten Flmm- ‚ 

dem letzten Inhaber oder seinen Erben zu; nehmen; von ‚ 

mehreren Erben nicht alle den Betrieb wieder auf, so 1mm)
‘ 

die Wiedereintmgung der gelöschten Firma. verlangt Wer-V 
den, wenn die den Betrieb nicht wieder aufnehmenden 
Erben der Annahme der gelöschten Firma zustimmen. 

3. Wurde das eingestellte Unternehmen zur Zelt der Ein-v 
‚Ä 

stellung von mehreren persönllch haftenden Gesallschaf:" 
tern betrieben, so besteht das Recht auf AViederemfm- 
gung der gelöschten Firma, wenn entweder alle persön- g 

lieh haftenden Gesellschafter oder einer oder mehrere von" 
ihnen mit Einverständnis der übrigen den Betrieb am: 
Unternehmens aufnehmen. Für Erben der Gesellschuttqr 
gilt Abs. 2 entsprechend.

' 

A r t i k e I ’73 ‚ 

Änderung der Firma. ‘ 

Ist ehm Firma in der maßgebenden Zelt aus den Grimdan 
des Artikels 1 geändert werden, so kann die frühere Firmen- 
bezeichnung wlederhergestellt werden! wenn derjenige, der 
zur Zeit der Änderung Firmeninhaber war. oder seine Erben 
als Jetzige Inhaber der Firma dle Änderung beantragen. 
Art. '12, Abs. 2, Satz 2 und Abs. 3 gelten entsprechend. 

A 1‘ tl k e l 74 ’ 

Firmen jurlstlscher Personen 
Die Vorschriften der Art. 72 und 73 finden auf Firmen 

juristischer ”Personen entsprechende Anwendung. 
A r t lk e l 75 

Wiederherstellung von Firmennamen In sonstigen Füllen 
ma. Wlmlm-gntmnchxmgskummer kann die' Wiederhorv 

salellung; einer gelösch’ßun oder olner geänderten Firma auch



~~
~ 

”in;

1 

x.

~
ä 

*1

~ 

ins-w 

am 

a-

~ 
den 

rungz‘der m n ‚Flrm n elphnpng zum Zwecke der 
wqeder'g tma g erro d'erueh ist. ‘ 

A r t l k e l 76 
erelns- und stiftungsuamen' 

Art 75 gilt entsprechend für die Wledenmnahme des frühe- 
man: durch elnen Verein oder eine Stiftung 

A r t1 l: a l 77 
Verfahren 

Anträge auf Eintragung von früheren Firmenbezeichnungen 
Handelsregister können nur binnen der- in dieser Anord- 

npng‘ für Rückerstattungsansprüche vorgesehenen Anmelde- 
‘ti'lst gestellt werden Über dlege Anträge entscheidet das 
„Amtsgerlcht als Registergericht außer in den Fällen des A 5.1m übrigen gelten die Vorschriften über das Verfahv 

Stichen der freiwilligen Gbedchtsburkelt. Das Verfahren~ 

‚ist gebühren- und auslegenfrel. 

XVII. ABSCHNITT \ 
Schlußbesümmungen 

Ar t l k el 7B 
Verjährung" 

. Soweit Ansprüche nach dieser Anordnung die Vorschriften 
‚des Bürgerlichen Gesetzbuchs über Verjähmugs-, Ersltzungs— 
oder Ausschlußfrlsten entgegenstehen, gelten diese Fristen als 
nicht vor dem Ende von sechs Monaten abgelaufen, gerechnet 
von dem Zeitpunkt, ln welchem ein Anspruch auf Grund‘dieaer 
Anordnung zur Erstehung gelangt Ist, kalnesfalls jedqch vor ‘ 

«dem 31. Dezember 
. 
1950. 

A 1' t 1k e l 79 
Steuern und Abgaben 

l. Steuern und sonstige öffentliche Abgaben werden aus 
Anlaß der Rückerstattung nicht erhoben Ansprüche auf 

'72 bis 74 gebauten, sqfern. ‘

~ 

üffentilche 
die Zelt. 
recht entkoge waren; mcht gelten 

öflentllche Abgaben, Gebühren und Kosten 
Anlaß das Rückfalla entzogener Vermögemtg ~~ nicht eismttet.‘ ‚ .‚ H, 

A rtlkel 80 '
‚ 

Ausführungsb'estlpqmungen 
Soweit nichts anderes in dieser Anordnung he Hmmt 

_ „ 

oder von der Alliierten Kommandantur angeordnet wird, IM‘ 
der Magistrat oder die Stadtyerof‘dnetenversammh’mg Er ‘ 

Stadt Berlin die zur Durchführung dieser Anordnung 91'101“- 
derllcheu Rechta- und Verwaltuflgsvurschriffien erlassen. 

‚

.

~ ~ ~~

~
~ 
~
~ 

~~ ‘ 
A r t 1 k el 81 

_ _ 

‚ 
‚ 

' ' Zuständlgkelt der deutschen Gerichte 
Die deutschen Gerichte werden hiermit ermächtigt, bei allen 

Verstößen gegen die Vorschriften des Art. 66 die Gerichts- 
barkeit unter Beachtung der Ihnen durch Gesetz Nr.2 dpi 
Militärregierung, Insofern dieses Gesetz in Berlin anwendbar? 
ist, sowie durch. zusätzliche Anordnungen 'der Alliierten—K991" 
mandantur nufexlegten Beschränkungen, auszuüben, 4 r, x 

Artikel 82 
Dla Alliierte Knmmandantur Berlln wird die Ausführungen.- 

bestlmmungen erlassen, die sie für ratsam und erforderlich 
.hält. 

A r t l k e l 83 
Tag des Inkrafttl etens 

Diese Anordnung tritt am sechsundzwxmzlgaten J ull 194.911 
Kraft. * 

Im Auftrage der Alliierten Kommandantur Berlln_ 
G. M. O b o r n 
Oberstleutnant 

Vorsitzführender Stabschef '

~ 
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